
Bundessozialgericht

— 9 RV 41/78 —
I m N a m e n d e s V o l k e s

U r t e i l

in dem Rechtsstreit

.....000000000000.........ooooo■loooooooo....-...onnuooo,

Kläger und Revisionskläger,

Prozeßbevollmächtigter:
...............................o‚

g e g e n

0.0.0.0...-00.00.0000......ooooooo-ooooooono.—0000.00...’

Beklagte und Revisionsbeklagte.

Das Bundessozialgericht, 9. Senat, hat ohne mündliche
Verhandlung am 5. März 4980 für Recht erkannt:

Auf die Revision des Klägers wird das Urteil des

Landessozialgerichts Hamburg vom 26. April 1978

aufgehoben.

Der Rechtsstreit wird zur erneuten Verhandlung und

Entscheidung an das Landessozialgericht zurückver—

wiesen.
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Der Kläger begehrt Berufsschadensausgleich im Wege einer

Zugunstenentscheidung gemäß 5 40 des Verwaltungsverfahrens—

gesetzes (KOVVfG).

Er bezieht vom 1. Dezember 1962 an Versorgungsrente nach

einer Minderung der Erwerbsfähigkeit (MdB) um 80 vH. Mit

Ausführungsbescheid vom 15. Oktober 4970 sind folgende

Schädigungsfolgen anerkannt:

4. Brustfellschwarte links und Zwerchfellschwarte
nach operativer Entfernung eines Zwerchfell-
bruchs nach Brustkorbdurchschuß mit gastrokar—
dialem Symptomenkomplex sowie Subacidität,
deformierende Bronchitis mit angedeuteten
Bronchiektasen, postoperative Thrombose beider
Beine mit Geschwürsneigung beiderseits,

2. ohne nachweisbare Folgen abgeheilte Frost-
schäden an den Füßen.

Im Jahre 1962 hatte der Kläger, von Beruf Volksschullehrer,

seine vorzeitige Versetzung in den Ruhestand beantragt. Die

zuständige Schulbehörde der Freien Hansestadt Hamburg ent-

sprach diesem Antrag zum Ende Juni 4968. Zuvor hatte der

Nervenarzt Dr. B:„ in seinem personalärztlichen Gutachten

vom 22. November 4967 die vorzeitige Dienstunfähigkeit be-

jaht. Er hatte erklärt, es liege auf dem Boden eines allge—

meinen Gefäßprozesses eine Hirnleistungsschwäche vor, die

mit einem Blutdruck wechselnden Grades einhergehe. Ungünstig

auf die Gesamtdurchblutung — vor allem des Gehirns — mache

sich das beträchtliche Krampfaderleiden bemerkbar. Bei

längerem Stehen komme es zu sogenannten orthostatischen

Regulationsstörungen mit Kopfdruck, Schwindel und allge-

meiner Unsicherheit. Nach Operation und verschiedenen Thrombo—
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sen sei es bei der primär hyperthymen Persönlichkeit zu ängst—

lich—hypochondrischen Verhaltensweisen gekommen. Die schon früher

an Psychopathie grenzenden Symptome hätten infolge der allgemei—

nen«Sklerose eine beträchtliche Akzentuierung des Gesamtbildes

erfahren.

Den Antrag auf Gewährung von Berufsschadensausgleich hatte die

Versorgungsverwaltung nach versorgungsärztlicher Stellungnahme

ua mit der Begründung abgelehnt, der Kläger sei dem personalärzt-

lichen Gutachten zufolge aus schädigungsunabhängigen Gründen vor—
zeitig in den Ruhestand getreten. Die seinerzeit erhobene Klage

war erfolglos geblieben.

Die nunmehr beantragte Zugunstenentscheidung lehnte die Versor—

gungsverwaltung unter Bezugnahme auf die rechtsverbindlichen

Entscheidungen bzw das rechtskräftige Urteil ab (Bescheid vom

6. August 4975, Widerspruchsbescheid vom 14. November 4975). In

der Stellungnahme der Verwaltung hieß es ua, für eine neue Prüfung

im Rahmen des 5 40 Abs 1 KOVVfG bestünde keine Veranlassung. Der

Kläger habe keine rechtserheblichen Tatsachen oder Beweismittel

vorgebracht. Die vorgelegten Bundesbehandlungsscheine, wonach

keine Behandlung wegen eines cerebral-sklerotischen Abbaus oder

eines Blutdruckleidens stattgefunden habe, sowie das ärztliche
Attest Dr. Bi ‘ —», das weitere Dienstunfähigkeit wegen des

Kriegsleidens bestätige, seien in den vorangegangenen Verfahren

bekannt gewesen.

Mit der neuen Klage macht der Kläger geltend, zu Unrecht würden

die Schädigungsfolgen als Grund für seine vorzeitige Pensionie-

rung bestritten. Zum Beweis für das Gegenteil legte er verschie-

dene ärztliche Unterlagen vor. Klage und Berufung hatten indessen

keinen Erfolg. Das Landessozialgericht (LSG) hat gemeint, die Be—
klagte habe zu Recht keine neue Sachentscheidung getroffen; sie

sei ohne weitere Sachprüfung befugt gewesen, an der Bindungswir—

kung des früheren Bescheids festzuhalten. Aus den beigebrachten

Unterlagen sei nicht zu entnehmen, daß die verbindlichen Verwal-

tungsentscheidungen unrichtig seien. Selbst wenn man nach diesen

_ 4 -

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


_ 4 _

Unterlagen davon ausgehen wolle, die Schulbehörde sei irrtüm-
lich von der Dienstunfähigkeit ausgegangen, könne hieraus

nicht gefolgert werden, die Pensionierung sei durch Schädi—

gungsfolgen verursacht. Ob deswegen die Pensionierung hätte

erfolgen müssen, sei jedenfalls nicht im Zugunstenverfahren

zu prüfen. Der Versorgungsbehörde sei nur das Recht zur Be—

richtigung eigenen, aber nicht fremden fehlerhaften Verwal—

tungshandelns eingeräumt.

Der Kläger hat die wegen der grundsätzlichen Bedeutung der

Rechtssache zugelassene Revision eingelegt. Er rügt die Ver—

letzung formellen und materiellen Rechts. Das LSG hätte er—

örtern müssen, inwieweit der Erstbescheid unrichtig sei. Es

habe sich zu Unrecht ausschließlich auf das personalärzt-

liche Gutachten gestützt. Sein substantiierter Vortrag so—
wie die vorgelegten Arztunterlagen hätten das Berufungsge—

richt bewegen müssen, Ermittlungen über den wahren Grund

seiner Dienstunfähigkeit anzustellen. Jedenfalls liege es

wegen der Höhe der schädigungsbedingten MdE sowie der Art

der Schädigungsfolgen (Gasaustauschstörung - Krampfader-

leiden) nahe, den anerkannten Schädigungsfolgen eine wesent—

liche mitursächliche Bedeutung für den Eintritt der Dienst—
unfähigkeit einzuräumen. Das LSG habe nicht genügend darge-

tan, weshalb die vorgelegten ärztlichen Unterlagen nicht

geeignet seien, das aus den Personalakten gewonnene Ergebnis

zu erschüttern.

Der Kläger beantragt,

die angefochtenen Urteile sowie die zugrunde-

liegenden Verwaltungsbescheide aufzuheben und

die Beklagte gemäß seinem Antrag zu verpflichten,

einen neuen Bescheid zu erteilen.

Die Beklagte beantragt,

die Revision als unbegründet zurückzuweisen.
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Die Beteiligten sind mit einer Entscheidung ohne mündliche Ver—

handlung einverstanden (5 424 Abs 2 Sozialgerichtsgesetz —SGG-).

II.

Die Revision des Klägers ist begründet. Das Urteil des LSG ist

aufzuheben und die Sache an dieses Gericht zurückzuverweisen.

Die auf den Berichtigungsantrag des Klägers hin getroffene Ver-

waltungsentscheidung, unter Hinweis auf die Bindungswirkung nicht

in eine erneute Sachprüfung eintreten zu wollen, ist ermessens-
fehlerhaft. Die Versorgungsbehörde hatte dem Kläger Berufsscha—

densausgleich im wesentlichen deshalb versagt, weil er aus
schädigungsunabhängigen Gründen vorzeitig in den Ruhestand ver—
setzt worden sei. Sie konnte sich dabei auf die versorgungsärzt—

liche Stellungnahme und auf das personalärztliche Gutachten der

Schulbehörde stützen. Der Versorgungsarzt hatte als Diagnose die

in dem genannten Gutachten enthaltenen Feststellungen einer

zwischenzeitlich eingetretenen Blutdruckerhöhung sowie eines zu—

nehmenden cerebral—sklerotischen Abbaus übernommen. Eigene Unter—

suchungen hatte er nicht vorgenommen. Insbesondere hatte er es
unterlassen, das Gesamtausmaß der Schädigungsfolgen mit einer

immerhin hohen MdB—Bewertung sowie die sich daraus gegebenenfalls

ergebende berufliche Behinderung zu erörtern. So war er weder

darauf eingegangen, inwieweit die anerkannte Lungenschädigung der

Kläger etwa bei der Unterrichtsgebung behinderten, noch, ob die

an den Beinen anerkannten Schädigungsfolgen (postoperative Throm-

bose mit Geschwürsneigung) die Stehfähigkeit und damit gegebenen_

falls die berufliche Tätigkeit als Volksschullehrer beeinträch—

tigten. Zudem ergaben sich aus dem personalärztlichen Gutachten

selbst deutliche Anhaltspunkte, die eine zusätzliche Sachprüfung

hätten angezeigt erscheinen lassen. Nach diesem Gutachten soll

das beträchtliche Krampfaderleiden die Gesamtdurchblutung, ins—

besondere des Gehirns, ungünstig beeinflußt haben. Es hätte daher
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nahegelegen zu prüfen, ob und in welchem Ausmaß die an den

Beinen anerkannten Schädigungsfolgen im Sinne einer schädi—

gungsbedingten verursachung bedeutsamt sein konnten„ Außer—

dem wurde dem Kläger eine ängstlich—hypochondrische Verhal-

tensweise mit an Psychopathie grenzenden Symptomen ange—

lastet. Ob dies schädigungsbedingt verursacht war, liegt

nicht außerhalb jeglicher medizinischer Möglichkeit. Denn

die mit 80 vH bewerteten Schädigungsfolgen können durchaus

Beschwerden verursacht haben, die, der Schulbehörde aller—

dings unbekannt, den Eindruck der krankhaften Überbewertung

zu erwecken geeignet waren. Davon könnte auch deshalb aus—

gegangen werden, weil die in einem nicht unerheblichen Um—

fang vorhandenen Schädigungsfolgen in dem personalärztlichen

Gutachten gänzlich unerwähnt geblieben waren.

Mithin durfte sich die Versorgungsverwaltung nicht mit dem

Hinweis auf die Bindungswirkung des den Berufsschadensaus-

gleich ablehnenden Verwaltungsakts begnügen (BSG SozR 1500

5 109 Nr 1). Tut sie es dennoch, sind die Gerichte im Rahmen

der Ermessensüberprüfung gemäß 5 54 Abs 2 Satz 2 SGG gehal-

ten, selbst die Richtigkeitsprüfung entsprechend dem in 5 40

KOVVfG enthaltenen Tatbestandanfordernis der tatsächlichen

oder rechtlichen Unrichtigkeit vorzunehmen. Dies bedeutet

keine unerlaubte Einengung des Verwaltungsermessens (BSG

SozR 1500 5 105 Nr 16), sondern ist Ausdruck der den Ge-

richten gemäß 5 54 Abs 2 Satz 2 SGG auferlegten richterli—

chen Kontrollfunktion. Daraus folgt, daß für die notwendige
gerichtliche Überprüfung bei der Feststellung tatsächlicher

Verhältnisse die Vorschriften des gerichtlichen Verfahrens

gelten. Dazu gehört in erster Linie die Sachaufklärungs—

pflicht gemäß den S5 105 und 106 SGG (BSGE 29, 278, 284).

Die Verletzung dieser Pflicht hat der Kläger zu Recht ge-
rügt. Das LSG hätte demgemäß Ermittlungen dahin anstellen

müssen, ob doch, wie der Kläger behauptet, die Schädigungs—

folgen nach der in der Kriegsopferversorgung herrschenden

Kausalitätstheorie der wesentlichen Bedingung zur vorzeiti—

gen Zurruhesetzung geführt hatten oder hätten führen können.
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Dieser Sachaufklärungspflicht durfte sich das Berufungsgericht

nicht mit der Begründung entziehen, der Dienstherr des Klägers

habe stets den Standpunkt vertreten, die Schädigungsfolgen seien

für die Dienstunfähigkeit nicht verantwortlich. Woraus sich dies

im einzelnen ergeben soll, läßt das angefochtene Urteil in rechts-

fehlerhafter Weise nicht einmal erkennen. Jedoch ist dies letzt—

lich nicht entscheidend. Der wirtschaftliche Schaden ist allein

durch die vorzeitige Ruhestandsversetzung eingetreten. Dafür

macht der Kläger die Schädigungsfolgen verantwortlich und begehrt

aus seiner Sicht folgerichtig Berufsschadensausgleich. Infolge—

dessen ist bei der Frage der schädigungsbedingten Verursachung

bzw Mitverursachung allein hierauf abzustellen. So will es auch

der Kläger verstanden wissen, wenn er durch Vorlage ärztlicher

Unterlagen die Fehlerhaftigkeit des personalärztlichen Gutachtens

nachzuweisen versucht. Ob nun tatsächlich die vorzeitige Pensioni<

rung durch die anerkannten Schädigungsfolgen wesentlich verur—

sacht ist, wird das LSG unter Ausschöpfung aller Erkenntnismittel

festzustellen haben. Es dürfte sich deshalb empfehlen, bei der
Schulbehörde - unter Angabe der Gesamtschädigungsfolgen und deren

Ausfallerscheinungen sowie der vom Kläger vorgelegten ärztlichen

Unterlagen — anzufragen, ob Momente, wie sie dort angeführt sind,

für die vorzeitige Zurruhesetzung maßgebend waren. Aber auch
dann, wenn die Schulbehörde dies nicht bestätigen sollte, insbe-

sondere wenn sie die vom Kläger behauptete wiederholte lang-
dauernde schädigungsbedingte Dienstbehinderung ab 4962 (Hinweis

auf die ärztliche Bescheinigung Dr. Be» a.) nicht gelten lassen

sollte, ist eine weitere gutachtliche Anhörung nicht entbehrlich.

Insbesondere gilt dies, wenn das personalärztliche Gutachten für

die Schulbehörde die ausschlaggebende Grundlage für die vorzei-

tige Zurruhesetzung gebildet haben sollte. Dann nämlich ist, wie

ausgeführt, der Frage einer schädigungsbedingten (Mit—)Verur—

sachung noch erst nachzugehen.

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


_ 8 _

Nach alledem kann das angefochtene Urteil des LSG nicht

bestehen bleiben. Das LSG wird auch über die Kosten des

Revisionsverfahrens zu entscheiden haben (@ 170 Abs 2

Satz 2 SGG).
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